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Zum Enteignungsverfahren ). 


Man darf ohne Bedenken behaupten, daß in wenigen Gebieten 
der Rechtslehre der Mangel eines ſelbſtſtändigen Verwaltungsrechtes 
ſo entſcheidend eingewirkt hat, als gerade bei der Lehre — ja zum 
Theile auch bei den Geſetzen — über das Enteignungsrecht. Nirgends 
allerdings liegt die Vorſtellung ſo nahe, daß die Zweckmäßigkeit und 
die Anſicht über das öffentliche Bedürfniß den Rechtstitel für die 
Action der Verwaltung erſetzen dürfe und ſelbſt müſſe, und daß eben 
dadurch die Baſis aller individuellen ſtaatsbürgerlichen Selbſtſtändig⸗ 
keit, das Eigenthum, dem Gutachten der Verwaltung anheimgegeben 
ſei. Die natürliche Folge iſt davon gewefen, daß Literatur und Geſetz⸗ 
gebung beide gleich ſehr ihren Schwerpunkt mehr in dem Schutze des 
Privateigenthumes gegen die Verwaltung, als in der genauen Beſtim⸗ 
mung für das Verfahren der letzteren geſucht haben. Eben daraus 
erklärt es ſich ferner, weßhalb man ſowohl in Frankreich als in 
Deutſchland beſtändig daran feſtgehalten hat, ſo viel als nur irgend 
thunlich ſchien, die Gerichte und ihre Function in das Enteignungs⸗ 
verfahren hineinzuziehen, in Frankreich, weil dort die Verwaltung 
grundſätzlich viel mächtiger iſt als anderswo, in Deutſchland, weil der 
durchgehende Mangel guter Enteignungsgeſetze dem Verordnungsrechte 
einen viel zu großen Spielraum gelaſſen hat und das Beſchwerdever⸗ 
fahren noch in den unklarſten Anfängen iſt. Es wird deßhalb einige 
Schwierigkeit finden, den folgenden Standpunkt zur Geltung zu 
bringen. Und dennoch müſſen wir ihn für den einzig richtigen und 
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zugleich für den einſachſten halten, da er, jo viel wir ſehen, nicht 
bloß die einzelnen Fragen leicht zur Löſung bringt, ſondern auch neben 
dem Rechte des Einzeleigenthums die Function der Verwaltung zu 
ihrer natürlichen Geltung bringt. Auch müffen wir an der Ueberzeu⸗ 
gung feſthalten, daß nur auf dieſem Wege die Verwirrung, welche 
durch ganz verſchiedene Specialgeſetzgebungen in das Enteignungsrecht 
gekommen iſt, leicht gelöst und der Jurisprudenz eine feſte Baſis 
gegeben werden kann. Freilich muß man dabei fich über das Weſen 
von Geſetz und Verordnung einerſeits und über die Aufgabe und 
Competenz von Verwaltung und Gericht andererſeits klar und einig 
ſein. Die Principien des Enteignungsrechtes auf dieſer Grundlage ſind 
folgende: 

Da die Enteignung, im ſchärfſten Gegenſatze zum Einzeleigen⸗ 
thum, aus dem Begriffe und Weſen des bürgerlichen Rechtes nicht 
erklärt werden kann, ſo erſcheint ſie ihrem ganzen Weſen nach als 
eine Function der Verwaltung und ihr ganzes Recht iſt Verwaltungs⸗ 
recht. Sie kann daher auch nur von den Organen der Verwaltung 
vollzogen werden. Dieſe Vollziehung derſelben durch die Vewaltungs⸗ 
organe ſteht nun wieder unter dem geſetzlichen Rechte. Die Gefeb- 
gebung kann aber dabei auf einem ſehr verſchiedenen Standpunkte 
ſtehen. Sie kann ſich entweder begnügen mit der allgemeinen Anerken⸗ 
nung des Principes der Enteignung, wie der Code civil und das 
öſterreichiſche bürgerliche Geſetzbuch, oder ſie kann daneben das Ver⸗ 
fahren der Verwaltungsbehörden bei der Enteignung überhaupt ordnen, 
wie die Expropriationsgeſetze Frankreichs, Badens, Baierns, Sachſens, 
oder nur einzelne leitende Vorſchriften dafür geben, wie das preußiſche 
allgemeine Landrecht, oder endlich das Enteignungsrecht nur für ein⸗ 
zelne beſtimmte Arten der Enteignung ausführen, wie das namentlich 
für Eiſenbahnen in Deutſchland vielfach geſchehen iſt. Wie nun immer 
das geſetzliche Recht geſtaltet ſein moͤge, ſo iſt es gewiß, daß die Re⸗ 
gierung ihrerſeits das Recht hat, den Mangel der Geſetzgebung durch 
ihre Verordnung zu erſetzen, ſo daß Geſetz und Verordnung zuſammen 
das öffentlich geltende Recht der Enteignung bilden. Dies iſt nament⸗ 
lich in Deutſchland ſehr verſchieden und es iſt einer der großen Mängel 
des deutſchen Rechtslebens, daß auch hier keine gemeinſchaftliche und 
gleichartige Rechtsbildung ſtattgefunden hat. Es iſt Sache der Wiſſen⸗ 
ſchaft, dieſen Mangel zu erſetzen. 

Während nun auf dieſe Weiſe die Grundſätze für die Thätigkeit 
der Verwaltung zum geltenden Rechte werden, erſcheint die einzelne 
Enteignung offenbar als die ſpecielle Anwendung desſelben auf den 
einzelnen Fall. Die Function der Behörde dabei iſt das Enteignungs⸗ 
verfahren. Das Enteignungsverfahren beſteht daher aus einer Reihe 
von Verordnungen, Verfügungen und wirklichen Thätigkeiten, deren 
Inhalt ſtets die Anwendung des beſtehenden geltenden Rechtes, der 
Geſetze oder der Verordnungen auf den einzelnen Fall der Enteignung 
iſt; d. h. die wirkliche Enteignung iſt und bleibt in jedem einzelnen 
Falle ein Act der vollziehenden Gewalt. Die Aufgabe der vollziehenden 
Gewalt, beziehungsweiſe ihrer Organe und Behörden, beſteht dann 
darin, ſich in ihrer Action den beſtehenden Geſetzen conform zu ver⸗ 
halten. Daraus entſpringt dann das Recht der wirklchen Enteignung, 
welches mithin die geltenden Beſtimmungen für das Verfahren dec 


Behörde bei der einzelnen Enteignung enthält. Das Recht dieſes Ver⸗ 
fahrens iſt daher nichts anderes, als die beſondere Anwendung des 
allgemeinen Prineipes des verfafſungsmäßigen Verwaltungsrechtes auf 
die Thätigkeiten der enteignenden Behörde. Es folgt daraus, daß nach 
den Prineipten dieſes Rechtes in allen den Fällen, wo das Verfahren 
dieſer Behörde mit dem Enteignungsgeſetze in Widerſpruch ſteht, von 
Seiten des Betheiligten die Klage, wo es dagegen mit der Verord⸗ 
nung im Widerſpruche ſteht, die Beſchwerde eintritt. Klage und Be⸗ 
ſchwerde haben hier genau dieſelbe Function wie immer. Sie dienen 
dazu, die Uebereinſtimmung der Action der Verwaltung im einzelnen 
Falle mit dem allgemein giltigen Rechte herzuſtellen. Wenn nun, wie 
in Oeſterreich und vielen anderen Staaten Deutſchlands, ein Enteig⸗ 
nungsgeſetz gänzlich mangelt, oder wie in Preußen eine Einheit in 
der Geſetzgebung nicht vorhanden iſt, ſo iſt es allerdings richtig, daß 
dem Einzelnen vielfach der gerichtliche Schutz gegen das Verfahren 
der Behörde fehlt und derſelbe bloß auf die Beſchwerde bei den höheren 
Behörden augewieſen iſt. Dieſer Maugel wird um ſo mehr empfunden 
werden, je weniger man ein geſetzliches Beſchwerdeverfahren hat, und 
der Einzelne wird dadurch unabweisbar den oft ganz individuellen 
Anſichten der einzelnen Behörde in der Enteignung unterworfen ſein. 
Das iſt ganz richtig, allein das iſt kein Fehler der Regierung und 
des Verwaltungsrechtes, ſondern es iſt einfach ein Mangel der Geſetz⸗ 
gebung. Es iſt Sache der Geſetzgebung, an die Stelle des Verord⸗ 
nungsrechtes das geſetzliche Recht zu ſetzen und damit ein Klagerecht 
vor den Gerichten möglich zu machen. So lange das nicht geſchehen 
iſt, iſt die Regierung unbedingt darauf angewieſen und in ihrem vollen 
Rechte, wenn ſie ganz nach ihrem Ermeſſen handelt. Von dieſem 
Standpunkte muß man bei dieſem Theile des Verwaltungsrechtes 
ausgehen. 

Nun hat man verſucht, dem ſich daraus ergebenden Bedenken 
dadurch vorzubeugen, daß man den Gerichten einen Theil der Function 
der Verwaltung bei der einzelnen Enteignung hat überweiſen wollen. 
Es iſt klar, daß dies ſchon principiell falſch iſt; die Gerichte haben 
- hrem ganzen Weſen nach mit der Enteignung gar nichts zu thun; 
ſie treten erſt da auf, wo durch die Thätigkeit der Behörde ein ge⸗ 
ſetzliches Recht des Einzelnen für verletzt erklärt wird, und ihre einzige 
Function kaun und ſoll nur die ſein, in ſolchem Falle auch gegen die 
Behörde die rechtliche Haftung auszuſprechen und zur Geltung zu 
bringen. In der That wäre es ein abſoluter Widerſpruch, durch 
Thätigkeit und Urtheil des Gerichts die mangelnde Geſetzgebung er⸗ 
ſetzen und dadurch die verordnende Gewalt der Regierung beſchränken 
zu wollen. Deſto ſchlimmer für den Einzelnen, wenn er durch den 
Mangel eines Geſetzes unter falſchen Functionen der Behörde leidet; 
aber das Gericht zu einem geſetzgebenden oder verwaltenden Organe 
zu machen, würde alle organiſche Entwicklung des Staates ſtören. In 
Wahrheit aber iſt jene Aufgabe des Gerichts, durch ſein Urtheil die 
Verwaltung für die richtige Ausführung der Geſetze haftbar zu machen, 
ohnehin eine hinreichend ſchwierige; es iſt nur ein Mangel an Ver⸗ 
trauen zur Geſetzgebung, wenn man ihm noch weitere Functionen über— 
geben will und das Folgende wird dies im Einzelnen zeigen. — Die 
weitere Couſequenz einer ſolchen Beiziehung des Gerichts iſt aber eben 
deßhalb eine unvermeidliche Unklarheit über das ganze Enteignungs⸗ 
recht, wie es das franzöfiſche Geſetz von 1841 zeigt, wo es ganz un⸗ 
thunlich iſt, den Sinn des Art. 1: „L'expropriation s' opere par 
autorité de justice“ mit dem Weſen der Enteignung in rechte Har⸗ 
monie zu bringen, da auf allen Punkten die geſetzliche Function des Ge⸗ 
richts durch die unabweisbare Ingerenz der Verwaltungsbehörden durch— 
brochen und vertreten wird. Eben ſo unvollkommen iſt der engliſche Grund— 
fat, nach welchem die wirkliche Enteignung Sache des Einzelnen und 
die Genehmigung durch die Private- Bill, beziehungsweiſe die Beftim- 
mungen der Lands⸗Clauſes⸗Act nur den Klagtitel des zur Enteignung 
Befugten gegen den Enteigneten bildet, To daß der Enteigner eventuell 
erſt einen Proceß gegen den letzteren führen muß, um die Enteignung 
in Folge eines Rechtsſpruches zu vollziehen. Denn damit ſteht das 
Weſen des öffentlichen Bedurfniſſes im Widerſpruch, das dem Ente 
eignungsrecht zum Grunde liegt und das die Vollziehung desſelben 
von der Verwaltung fordert, ſelbſt wenn man davon abſehen wollte, 
daß damit den Chicanen und Koſten eines Proceſſes Thor und Thür 
geöffnet würde. Der Grundſatz, daß die Verwaltung die Enteignung 
auf dem Wege der Verordnung und Verfügung durchzuführen und 
daß das Gericht die Rechte des Einzelnen gegen Rechtsverletzungen 
dabei zu ſchützen habe, iſt daher der einzig richtige, und wir dürfen 
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hinzufügen, daß er in Deutſchland auch als der grundſätzlich geltende 
daſteht; was uns in Deutſchland fehlt, iſt auch hier nicht das franzö— 
ſiſche Princip des Rechtes, ſondern das des wohlgeordneten Beſchwerde— 
verfahrens. 

Von dieſem Standpunkt aus ergibt ſich nun auch ſehr leicht 
die richtige Beurtheilung der Frage nach der Natur des Euteignungs⸗ 
rechts. Das an ſich achtungswerthe Streben, das Privatrecht des Ein⸗ 
zeluen gegen die vollziehende Gewalt zu ſchützen, iſt wohl der Grund, 
weßhalb mau vielfach angenommen hat, daß die Enteignung ein 
Kaufgeſchäft enthalte. Es tft nur durch den Mangel an einen richtigen 
Begriff des öffentlichen Rechts überhaupt zu erklären, daß man dieſe 
Anſicht hat vertreten können. Wie kann die Euteiguung — ein Ge— 
ſchäft iſt fie überhaupt nie, da fie grundſätzlich weder den Vortheil 
des Einen noch den des Andern im Auge haben darf, nicht einmal 
nach Häberlin's ganz richtiger Anſicht das lucrum cessans — ein 
Verkauf ſein, wenn ſie kein Vertrag iſt? Und ſie iſt nie ein Vertrag, 
weil ſie eben erſt daun eintritt, wenn die vertragsmäßige Ueberlaſſung 
ſich als nicht thunlich erwieſen hat. Sie hat allerdings alles mit dem 
Verkaufe gemein, nur die beiden Hauptſachen nicht, die wirthſchaft⸗ 
liche: das Kaufgeſchäft, und die juriſtiſche: den Vertrag. Sie iſt eben 
eine Verwaltungsmaßregel, vermöge deren ſehr häufig ein dem Kaufe 
äußerlich ganz ähnlicher Uebergang des Eigenthums vom Einen zum 
Andern geſchieht; aber ſo wie man auch nur einen Blick auf weiter 
gehende Verhältniſſe, auf die Auflage von Laſten, auf Enteignung von 
Fideicommiſſen, auf das Recht der Hypothekargläubiger, auf die Ent⸗ 
eignung von Servituten und ſo manches Andere wirft, ja ſelbſt auf 
die geſetzlichen Vorſchriften über die Zahlungsformen, jo iſt es klar, 
daß dieſe Verwaltungsmaßregel nicht einmal der Regel nach die äußeren 
Formen eines Kaufes hat, ſondern daß im Gegentheil der Regel nach 
neben den Vorſchriften über Kauf und Verkauf eine ganze Reihe ans 
derer rechtlicher Grundſätze zur Geltung gelangen Die Enteignung iſt 
daher vielmehr ein ganz ſelbſtſtändiges Rechtsverhältuiß, das eben als 
Ganzes betrachtet ſein will und das dem bürgerlichen Recht überhaupt 
nicht augehört, ſondern einen Theil des Verwaltungsrechtes bildet, dem 
wiederum in den verſchiedeuen Staaten ſehr verſchieden entwickelte Ge⸗ 
ſetze zum Grunde liegen, jo daß der Charakter des geltenden Enteig- 
nungsrechtes bei weſentlicher Gleichartigkeit der leitenden Grundſätze, 
in dem Antheile beſteht, denn je nach den einzelnen Staaten Gefetz 
und Verordnung an dem geltenden Rechte haben. 

Das Enteignungsverfahren enthält die Geſammtheit der Thätig⸗ 
keit der Verwaltung, durch welche für einen beſtimmten öffentlichen 
Zweck ein beſtimmtes Gut dem Eigenthume eines Einzelnen entzogen 
und der für jenen Zweck berechtigten Unternehmung überwieſen wird. 

Die Aufgabe des Enteignungsverfahreus tft es demnach, zuerſt 
den Zweck als einen ſolchen anzuerkennen, um deſſentwillen das Pri⸗ 
vateigenthum überhaupt aufgehoben werden ſoll; daun die Güter 
einzeln zu beſtimmen, deren Enteignung dafür nothwendig iſt; und 
endlich das Eigenthum wirklich anfzuheben und zu übertragen. 

Das ganze Enteignungsverfahren iſt daher eine Function der 
Verwaltung. Das Recht desſelben beſteht in den Vorſchriften, welche 
die Verwaltung in jedem einzeluen Theile dieſes Verfahrens für ihre 
Verordnungen, Verfügungen und wirklichen Thatigkeiten inne zu halten 
hat. So weit dieſe letzteren kein Privatrecht und Intereſſe betreffen, 
iſt es Sache der höheren Behörden, die Innehaltung des beſtehenden 
Rechtes zu überwachen. Wo dagegen der Einzelne ſich verletzt glaubt, 
hat er entweder das Klage- oder das Beſchwerderecht, je nach der 
beſtehenden Geſetzgebung, um jene Thätigkeit der vollziehenden Behörde 
auf das öffentliche Recht zurückzuführen. 

(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Unzuläſſigkeit der Erſatzforderung für über Anordnung der Be⸗ 

horde in Abſicht auf Vermeidung einer Ueberſchwemmungsgefahr 

zerſtörtes Privateigenthum, wenn wegen Verſchulden des Eigen⸗ 

thümers die Maßregel der r eingeleitet werden 
mußte. 


Nach § 5 der von der k. k. nied.⸗öſterr. Statthalterei ddo. 22. 
December 1851 erlaſſenen Vorſchrift für Ueberſchwemmungsfälle find 


bei einem bevorſtehenden Eisſtoße alle im Wiener Donaucanale be⸗ 
findlichen Schiffe binnen einer beſtimmten Friſt entweder abzuführen 
oder an die dazu beſtimmten Plätze auszuwinden, in Reihen aufzuſtellen 
und doppelt mit guten Seilen anzuheften oder zu zerſchlagen. 

Bei der am 30. December 1870 abgehaltenen commiſſtonellen 
Verhandlung zur Durchführung dieſer Vorſchriften wurde die ſofortige 
Wegſchaffung der im Donaucanale befindlichen Schiffe (mit Aus⸗ 
nahme der zum Gewerbsbetriebe dienenden Zillen und der Ueberfuhr⸗ 
ſchiffe) beſchloſſen und diefer Beſchluß von der Statthalterei geneh⸗ 
migt. Als die Ueberſchwemmung in Folge der Bewegung des Eis⸗ 
ſtoßes in den der Inundation ausgeſetzten Borſtädten Wiens zum 
Theile bereits eingetreten war und mit Grund befürchtet wurde, daß 
dieſelbe bei dem weiteren Abgang des Eisſtoßes durch den Donau⸗ 
canal größere Dimenſionen annehmen werde, mußte alles aufgeboten 
werden, um einerſeits die bereits eingetretenen Uebelſtände zu mildern, 
anderſeits aber noch größeren Calamitäten nach Möglichkeit vorzu⸗ 
beugen. Am 15. Februar 1871 wurde dem von der Statthalterei 
eingeſetzten Gentralcomite für Ueberſchwemmungsangelegenheiten die 
Anzeige erftattet, daß in der Nähe der St . . chen Guanofabrik 
im Stadtbezirk E. auf einem öffentlichen Straßengrunde, nahe am 
Ufer des Donaucanales aufgeſtellte und nur durch ſchwache Schiffs⸗ 
leinen miteinander verbundene Trauner Zillen eine Hemmung für den 
Durchfluß der Eis⸗ und Waſſermaſſen bilden und die Wohuhütten 
EN er Mais in ihrem Bauzuſtande bedrohen. Bei com⸗ 
miſſioneller Erhebung, bei welcher dieſe Schiffe als ein unter der 
Verwahrung des Zillenräumers Franz B. ſtehendes Privateigenthum 
erkannt wurden, iſt unter Beiziehung von Sachverſtändigen die völlig 
ungenügende Befeſtigung jener Schiffe conſtatirt und Franz B. zu 
einer gründlichen Befeſtigung mittelſt Verankerung aufgefordert wor⸗ 
den. Da derſelbe jedoch ſich hartnäckig weigerte, der ergangenen Auf⸗ 
forderung Folge zu leiſten, und die immer mehr nahende Ueber⸗ 
ſchwemmungsgefahr eine weitere Zögerung in der Sache unmöglich 
machte, ſo hat das Centralcomite Angeſichts der Verantwortung für 
den unberechenbaren Schaden, welchen dieſe Schiffe im Falle ihrer 
Losreißung zufügen könnten, die Verfügung getroffen jene Schiffe zu 
zertrümmern und hat dieſe Verfügung durch eine Abtheilung der 
Genietruppen in Vollzug ſetzen laſſen. 

Der Eigenthümer der Zillen Franz B. hat nun den Erſatz des 
ihm dadurch zugegangenen mit 3995 fl. angegebenen Schadens vom 
Wiener Magiſtrate angeſprochen, wurde aber von demfelben abgewie⸗ 
ſen, da Franz B. dieſen Schaden ſich nur durch ſeine eigene Unfolg⸗ 
ſamkeit zugezogen habe und eine Entſchädigung für die Folgen der 
Uebertretung von Vorſchriften einer obrigfeitlichen Behörde der Partei 
micht gewährt werden könne. 

Der vom Erſatzanſprecher an die Statthalterei ergriffene Recurs 
wurde von dieſer Behörde zurückgewieſen, „da bei den damaligen für 
die Stadt äußerſt bedrohlichen Ueberſchwemmungs⸗Verhältniſſen ein 
energiſches Vorgehen von Seite des Centraleomite's zur gebieteriſchen 
Nothwendigkeit geworden ſei, die Zertrümmerung der Schiffe ſich als 
eine im öffentlichen Intereſſe unbedingt erforderliche und zudem nur 
durch die Renitenz der Partei hervorgerufene Maßregel darſtelle, 
übrigens aber die Befolgung der von öffentlichen Organen erlaſſenen 
Aufforderungen auch für die Zukunft habe geſichert werden müſſen.“ 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 28. Jänner 1872, 
3. 14.516 — 71, dem gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung eingebrach⸗ 
ten Recurſe des Franz B. „bei dem Umſtande, als der Recurrent 
weder die in der Statthaltereiverordnung vom 22. December 1851, 
Z. 39.165 für Ueberſchwemmungsfälle in Wien vorgeſchriebene, noch 
die von den berufenen Sachverſtändigen empfohlene beſſere Befeſti⸗ 
gung oder Wegſchaffung der Schiffe veranlaßt habe, die Zertrümme⸗ 
rung der Schiffe daher eine nothwendige Folge ſeines eigenen Ver⸗ 
ſchuldens geweſen ſei“ keine Folge gegeben. Sch. 


Zur Frage der Auseinanderſetzung der Zuſtändigkeitsverhältniſſe 
der Gemeindeangehörigen bei Trennung von Gemeinden. 


Joſeph B. iſt nach ſeiner Angabe in H. geboren, hatte durch 
25 Jahre bis zum Monate Juni 1866, ſomit ſeit dem Jahre 1841 
in dem Haufe Nr. 21 in K. gewohnt, wo er eine Schmiede beſaß; 
überſiedelte im Juni 1866 in das Haus Nr. 307 in S., wo er ſeit 
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der Zeit domicilirt. Die Ortſchaften K. und S., welche ſeit dem Inge 
lebentreten des Gemeindegeſetzes vom 17. März 1849 Eine Orts⸗ 
gemeinde bildeten, wurden mit dem Geſetze vom 2. Februar 1867 
(L. G. Bl. Nr. 14) in zwei ſelbſtſtändige Gemeinden gekrennt. Joſeph 
B. war auf ſein Anſuchen mittelſt Decretes des Stadtrathes von S. 
vom 31. October 1857, 3. 3401 in den Verband des Ortes K. als 
Mitglied aufgenommen worden. Der Gemeindevorſtand der nun ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gemeinde in K. weigerte ſich aber, den Joſeph B. als 
nach K. zuständig anzuerkennen, weil letzterer von dem Stadtrathe in 
S. ohne Zuſtimmung der Gemeinde K. in den Gemeindeverband 
aufgenommen worden ſei. Andererſeits wurde die Zuſtändigkeit des 
B. nach S. vom dortigen Stadtrathe abgelehnt, weil der im Jahre 1857 
ausdrücklich in den Verband des Ortes K. als Mitglied aufgenom⸗ 
mene Joſeph B. vor und zur Zeit dieſer Aufnahme in der Ort— 
ſchaft K. gewohnt hat und erſt im Jahre 1866 nach S. überſiedelt iſt. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in S. erkannte, Joſeph B. und 
deſſen Famllie ſeien in der Gemeinde K. beimatberechtigt. 

Aus Aulaß des vom Gemeindevorſtande gegen die bezirkshaupt⸗ 
mannſchaftliche Entſcheidung eingebrachten Recurſes hat die Statthal⸗ 
terei dieſe Entſcheidung der erſten Inſtanz außer Kraft geſetzt und den 
Joſeph B. nach S. zuſtändig erkannt. „Denn derſelbe habe ſowohl 
durch die ausdrückliche Aufnahme in den Verband der früher mit S. 
vereinigten Gemeinde K. im Jahre 1857, als auch bereits vor 1857 
durch den mehrjährig geduldeten conſeusloſen Aufenthalt in der Gemeinde 
K. im Sinne des § 12 lit. b. des Geſetzes vom 17. März 1849 
die Heimatberechtigung für das Geſammtgebiet der Gemeinde S.-K. 
erlangt (§ 34 des kaiſ. Patentes vom 24. April 1859 und § 3 des 
Geſetzes vom 3. December 1863) und da derſelbe bereits im Juni 
1866 von K. nach S. überſiedelte, ſomit zur Zeit der im Jahre 1867 
erfolgten Lostrennung der Gemeinde K. von S. ſeinen Wohnſitz in 
S. inne hatte, nach § 4 des Geſetzes vom 3. December 1863 und 
in Ermanglung eines ſonſtigen ſpeciellen Uebereinkommens im Sinne 
des $ der Gemeindeordnung die Heimatberechtigung in der Ge— 
meinde S. ſammt ſeinen ihm int Heimatrechte folgenden Angehörigen 
erworben, beziehungsweiſe im Sinne der §§ 17 und 49 des Geſeßes 
vom 3. December 1863 bis jetzt behalten.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung hat der Stadtrath in S. den Mini⸗ 
ſterialrecurs eingebracht, worin geltend gemacht wurde, daß Joſeph B. 
von dem Stadtrathe in S. mit Deeret vom 31. October 1857 aus⸗ 
drücklich in den Verband des Ortes K. als Mitglied aufgenommen 
worden ſei und daher von ſeiner Zuſtändigkeit nach S. um ſo weniger 
die Rede ſein könne, als B. vor und zur Zeit dieſer Aufnahme wirklich 
in K. gewohnt hat und erſt im Juni 1866 nach S. öüberſiedelt iſt. 
Auch ſei zur Zeit der Vereinigung der Gemeinden S. und K. das 
Heimatrecht niemals für beide vereinigte Gemeinden, ſondern ſtets entweder 
nur für S. oder nur für K. ertheilt worden, wie dies aus den diesfalls 
geführten ſeparaten Verzeichniſſen nachweisbar iſt. Nach § 3 der Ges 
meindeordnung habe der Trennung von bisher vereinigten Gemeinden 
auch eine vollſtändige Auseinanderſetzung der Zuſtändigkeitsverhältniſſe 
der Gemeindeangehörigen vorherzugehen und wenn darauf von den 
competenten Behörden vor der Bewilligung dieſer Trennung der Ge— 
meinden S. und K. nicht ausdrücklich gedrungen wurde, ſo ſei es 
deßwegen geſchehen, weil über die Angehörigen einer jeden dieſer 
beiden Gemeinden beſondere Verzeichniſſe geführt wurden und daher 
über die Zuſtändigkeit der Einzelnen kein Zweifel ſein konnte. Der 
§ 4 des Heimatgeſetzes bezüglich der Zuweiſung der Heimatberechtigten 
im Falle der Trennung von Gemeinden könne nur daun maßgebend 
ſein, wenn keine Vereinbarung diesfalls ſtattgefunden hat und könne 
ſomit bei dem Vorhandenſein beſonderer Verzeichniſſe über die Ge— 
meindeangehörigen von S. und jene von K. nicht zur Auwendung gelangen. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 15. Dee 1871, 3. 15.464 
in Beſtätigung der Statthalterei-Entſcheidung den Recurs des Stadtrathes 
in S. aus den in jener Entſcheidung angeführten Gründen zurückgewieſen. 

Die der Miniſterial⸗-Eutſcheidung zu Grunde gelegten Motive 
waren: Joſeph B. muß ungeachtet der in dem Deerete des S. er 
Stadtrathes vom 31. October 1857 ſtattgefundeuen Beſchrän⸗ 
kung des Gemeindeverbandes auf den Ort K. nach § 12 lit. a. 
des Gemeindegeſetzes vom 17. März 1849 die Angehörigkeit in der 
ganzen damals vereinigten Ortsgemeinde S.⸗K. erworben haben. Denn 
der dieſe Beſtimmung enthaltende erſte Abſchnitt des Heimatsgeſetzes handelt 
von der Ortsgemeinde als der politiſchen Gemeinde. Und wenn aber auch nach 
den Beſtimmungen dieſes Geſetzes noch ein Zweifel über den Umfang des 


verliehenen Heimatsrechtes hätte obwalten können, fo wäre jedenfalls 
nach Geſetzwerdung der Beſtimmung des § 34 der Gemeindeordnung 
vom 24. April 1859 die urſprünglich nur für den Ort K. ausge⸗ 
ſprochene Zuſtändigkeit auf den ganzen Umfang der Gemeindegemar⸗ 
kung der Ortsgemeinde S.⸗K. von ſelbſt ausgedehnt worden. 

Der Umſtand ferner, daß der Stadtrath von S. als Vertretung 
der früher vereinigten Gemeinden S.⸗K. gegen die geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen nur für S. oder nur für K. Heimatzuſtändigkeit ertheilte 
und die diesfälligen Gemeindeangehörigen in für beide Orte abgeſon⸗ 
derten Verzeichniſſen in Evidenz hielt, kann als eine Auseinanderſetzung 
der Zuſtändigkeitsverhältniſſe der Gemeindeangehörigen vor der Tren⸗ 
nung der beiden Orte in ſelbſtſtändige Ortsgemeinden nach $ 3 der 
Gemeindeordnung nicht angeſehen werden. Kl. 


Notizen. 


(Zur Frage der Praxis der penſionirten Militär-Patrone 
der Chirurgie.) Das k. k. Staatsminiſterinm hat lant Erlaſſes vom 13. Februar 
1862, 3. 95, über Anſinnen des k. k. Kriegsminiſteriums zum Behufe beſſerer Sub⸗ 
ſiſtenz für befähigte und verdienſtvolle Militär⸗Wundärzte zu beſtimmen gefunden, 
daß penſionirte Militär⸗Patrone der Chirurgie (Ober⸗Wundärzte und Unterärzte) zur 
Ausübung der wundärztlichen, beziehungsweiſe ärztlichen Civil⸗Praxis an einem be⸗ 
ſtimmten Orte nicht des Beſitzes eines chirurgiſchen Gewerbes oder des Genuſſes einer 
Beſtallung oder eines Gehaltes bedürfen, ſondern nur die Ertheilung einer einfachen 
Conceſſion zur gedachten Praxis von Seite der Landesſtelle nothwendig haben 
und daß dieſe Conceſſion mit Rückſicht auf die Nothwendigkeit oder doch Zweckmäßig⸗ 
keit der Niederlaſſung eines Chirurgen allein oder neben anderen Sanitätsperſonen 
an dem fraglichen Orte und mit thunlichſter Berückſichtigung der Befähigung 
und Verdienſtlichkeit des Conceſſionswerbers zu ertheilen iſt. 


(Verſehpferdbeiträge.) Verſehpferdbeiträge werden nach den beſtehenden 
Directiven kränklichen Seelſorgern in ausgedehnten Pfarren und dann bewilliget, wenn 
an dieſer Station ein Kaplan ſyſtemiſirt ift, wegen Prieſtermangel aber keiner an⸗ 
geſtellt werden kann. 


Verordnungen. 


Verordnung des Finanzminiſteriums vom 31. Jänner 1872, betreffend die Be- 

handlung der zu Geſchäftscautionen gewidmeten Staatsſchulb verſchreibungen auf 

Ueberbringer, wenn fie für länger als auf die Dauer eines Jahres erlegt 
werden. 


Im Vernehmen mit den Miniſterien des Innern, der Juſtiz, des Handels, des 
Ackerbaues, für Cultus und Unterricht, dann für Landesvertheidigung wird verordnet: 

Auf Ueberbringer lautende Staatsſchuldverſchreibungen, welche als Cautionen 
für vertragsmäßige Lieferungen und Leiſtungen an die Staatsverwaltung (Geſchäfts⸗ 
cautionen) gewidmet werden, können, wenn die bezüglichen Verträge auch auf länger 
als auf die Dauer Eines Jahres abgeſchloſſen werden, von nun an auch für die ganze 
Dauer des Vertrages ohne förmliche Vinculirung bei den betheiligten Caſſen auſbewahrt 
werden. 

Hiemit wird das Hofkammerdeeret vom 13. Auguſt 1830 (niederöſterreichiſche 
Provinzial⸗Geſetzſammlung Band 12, Seite 533) aufgehoben und das Hofkammer⸗ 
decret vom 20. Februar 1836 (politiſche Geſetzſammlung Band 64, Seite 395) ab- 
geändert. 

Das für den einjährigen Cautionserlag beſtehende Verfahren iſt ſomit auch auf 
die Geſchäftscantionen, die für Länger als ein Jahr erlegt werden, anzuwenden. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 22. April 1871, Z. 4143, betreffend Ge⸗ 
währung einer Abfertigung an penſionirte oder mit Ruhegenuß begnadete Staats⸗ 
diener 


Nach § 3 der kaiſerl. Verordnung vom 9. December 1866, Nr. 157 R. G. Bl., 
kann den in den Ruheſtand tretenden Staatsbeamten und penſionsfähigen Dienern, 
inſoferne ſie dem ihnen normalmäßig gebührenden dauernden Ruhegenuſſe eine Ab⸗ 
fertigung vorziehen ſollten, dieſelbe mit dem zweijährigen Betrage ihres zuletzt bezoge⸗ 
nen anrechenbaren Activitätsgenuſſes gegen Beobachtung der in dem citirten Para⸗ 
graphe vorgeſchriebenen Bedingungen bewilligt werden. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


52 


— 


Aus Anlaß einer vorgekommenen Anfrage, ob einem bereits zeitlich oder blei⸗ 
bend penſionirten und mit einer dauernden Ruhegebühr betheilten Staatsdiener, wenn 
er nachträglich unter Berufung auf den § 3 der kaiſ. Verordunng vom 9. December 
1866 um die Gewährung der Abfertigung anftatt des ihm bewilligten Ruhegenuſſes 
bitten ſollte, dieſe Abfertigung noch angewieſen werden kann, wurde von Seite des 
k. k. Finanzminiſteriums ſämmtlichen unterſtehenden Finanzlandesbehörden bedeutet, 
daß die willfahrende Erledigung eines derartigen, von einem erſt nach Emanirung 
der kaiſ. Verordnung vom 9. December 1866 penſionirten Staatsdiener eingebrachten 
Geſuches von Seite der zur Bewilligung der diesfälligen Ruhegebühr oder Abferti⸗ 
gung nach Maßgabe des beſtehenden Wirkungskreiſes berufenen Adminiſtrationsſtelle 
im Vernehmen mit der competeuten Finanzbehörde und zwar gegen ſogleichen Abzug 
der bereits bezogenen Ruhegebührsraten und etwaigen Aerarialerſätze, inſoferne keinem 
Anſtande unterliegt, als von dem Vittſteller ſämmtliche diesfalls vorgeſchriebenen Be: 
dingungen erfüllt werden. 

Hierüber wird für den Fall als auf den Ruhegenuß dieſes Staatsdieners 
mittlerweile durch Verbot, Vormerkung oder Execution ſeitens anderer Perſonen 
Rechte erlangt worden ſein ſollten, bemerkt, daß wenn die Gewährung des diesfälligen 
Geſuches in ſonſtiger Beziehung keinem Bedenken unterliegt, zur Sicherung des Aerars 
vor einer eventuellen Haftungspflicht nach vorher zu dieſem Zwecke eingeholter Zuſtim⸗ 
mung des Bittſtellers die erſt nach Abgabe dieſer Zuſtimmung zu bewilligende Abfer⸗ 
tigung mit jenem Betrage, welcher nach Abzug der von dem Geſuchſteller ſeit dem 
Zeitpunkte feiner Verſetzung in den Ruheſtand ſchon bezogenen Ruhegebührsraten und 
etwaigen Aerarialerſätze noch erübrigt, gemäß § 1426 a. b. G. B. zu Gerichtshanden 
zu erlegen und hievon den Gläubigern, welche bereits auf die Penſion Rechte erwor ben 
haben, zur Wahrung und eventuellen Geltendmachung ihrer Anfprüche Kenntniß zu 
geben iſt. Von dieſem gerichtlichen Erlage hat nur dann eine Ausnahme ſtattzufinden, 
wenn der betheiligte Penſioniſt ſogleich bei Einbringung ſeines diesfälligen Geſuches 
das Einverſtändniß aller auf ſeinen Ruhegehalt vorgemerkten Gläubiger mit der von 
ihm geſtellten Bitte nachweist, oder wenn derſelbe erklärt, daß aus dem Betrage der 
ihm gebührenden Abfertigung vorerſt die Gläubiger mit ihren Anſprüchen befriedigt 
und ihm bloß der ſonach noch erübrigende Reſt ausbezahlt werde. Hievon wird mit 
dem Beifügen Kenntniß gegeben, daß die Anweiſung der Abfertigung in den hier in 
Rede ſtehenden Fällen im Sinne des Finanzminiſterialerlaſſes vom 26. März 1869 
3. 5300 (Verordnungsblatt Nr. 12, pag. 71), dem Reſſort der Finanzbehörden vorbe⸗ 
halten wurde, und iſt im Falle einer im dortigen Wirkungskreiſe gelegenen Bewilli⸗ 
gung eines von einem penſionirten Staatsdiener nachträglich erbetenen Abfertigungs⸗ 
betrages in Bezug auf deſſen Gewährung und Anweifung ein aualoger Vorgang zu 
beobachten. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem in den Ruheſtand übertretenden Ober inan 
Director des Central⸗Tax⸗ und Gebührenbemeſſungsamtes in Wien . 
die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 1 

Se. Majeſtät haben den Oberfinanzrath der n. b. 
Georg Zimmermann zum Director des Central⸗Tax⸗ 
amtes in Wien ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirksarzte Dr. Anton Werle den Titel eines kaiſ. 
Rathes tarfrei verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Telegraphenamtsleiter in Görz. Official Cajetan 
Faſanotti den Titel und Charakter eines Telegraphenamts⸗Verwalters verliehen. 

Der Finanzminiſter hat die bei der Staatscentraleaſſe erledigte Controlors⸗ 
ſtelle dem Caſſier dieſer Caſſe Friedrich Kautzky verliehen. 

Der Handelsminiſter hat den Dr. Joſeph Slade und den 
dro zu Ingenieuren II. Cl. bei der k. k. Seebehörde in Trieſt ernannt, 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den im Miniſterium des Innern. 
in Verwendung ſtehenden Bezirkscommiſſär Dr. Arthur Grafen Enzenberg zum 
Minifterialconcipiſten im Miniſterium für Cultus und Unterricht ernannt. a 


Finanz⸗Landes⸗Direction 
und Gebührenbemeffungs⸗ 


Dr. Benedict Za⸗ 


Erledigungen. 


Amtsprakticantenſtelle, unentgeltliche, bei der Lotto⸗Gefälls⸗Direction in Wien 
bis 15. April. (Amtsbl. Nr. 67.) 

Beamtenſtellen beim Hauptzollamte in Wien: Oberamtscontrolorsſtellen mit 
1800 fl., 1600 fl und 1500 fl. und dem Quartiergelde von 250 fl. jährlich, ferner die 
Magazins verwaltersſtelle mit 1400 fl. Jahresgehalt und Naturalwohnung; dann: 
Oberamts-⸗Caſſiersſtellen mit 1100 fl. und 1000 fl. und je 200 fl. jährl. Quartier⸗ 
geld; wetters: Oberamts⸗Officialsſtellen und zwar mit 1200 fl. und 1100 fl. und je 
200 fl. jährl. Quartiergeld; je 2 Oberamts⸗Officialsftellen mit 1000 fl. und 900 fl. 
und dem Quartiergelde jährl. 200 fl.; fodann 11 Zollamts⸗Officialsſtellen mit 800 fl. 
oder 700 fl. und je 150 fl. Quartiergeld. Endlich mehrere Zollamtsaſſiſtentenſtellen 
mit 600 fl. oder 500 fl. und je 120 fl. Quartiergeld, bis 15. April. (Amtobl. Nr. 68.) 

Zweite Hausarztesſtelle für die Wiener Verſorgungsanſtaſt zu Ybbs in N. Oe. 
mit 900 fl. Jahresgehalt ſammt Naturalwohnung, bis 15. April. (Aintsbl. Nr. 69.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


